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Referendum als
Damoklesschwert

Die direkte Demokratie hat wenig Einfluss

darauf, wie gut Minderheiten in einem
Land geschützt sind. Referenden sorgen
aber dafür, dass das Parlament den

Volkswillen besser respektiert.

Restriktive oder liberale
Gesetzgebung? Entscheidend

ist die Haltung
der Bevölkerung - in

direkten wie indirekten
Demokratien (SP-Ver-
treterinnen reichen 2008
das Referendum gegen
die Unternehmenssteuerreform

ein).
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Für
Schweizerinnen und Schweizer ist es selbst¬

verständlich, dass viele politische Entscheide
direkt vom Volk gefällt werden. Die Bevölkerung

kann nicht nur Parlamente wählen, sondern auch
über Vorlagen abstimmen und selber Initiativen und
Referenden ergreifen. Die Vorteile dieser direkten
Demokratie werden denn auch gern gepriesen. Aus
wissenschaftlicher Sicht ist allerdings nicht klar, ob

diese Staatsform wirklich besser und fairer ist als eine
indirekte Demokratie, bei der das Volk den Gang
der Staatsgeschäfte dem Parlament überlässt. Einige
Forscher vertreten die Meinung, dass Minderheiten in
der direkten Demokratie unter die Räder kommen,

weil die Mehrheit einfach bei jeder Abstimmung in
ihrem Sinn entscheidet. Andere gehen davon aus,
dass Minoritäten in der direkten Demokratie ihre
Anliegen einfacher einbringen können.

Forschende um Simon Hug vom Institut für
Politikwissenschaften der Universität Genf untersuchten
die Frage anhand verschiedener Minderheitsrechte
in 52 Staaten. 22 der Länder kennen gewisse Formen
direkter Demokratie, 30 funktionieren über die
indirekte Demokratie. Die analysierten politischen
Themen waren die sozialen und wirtschaftlichen
Rechte der Frauen, die Versammlungsfreiheit,
die Meinungsäusserungsfreiheit, das Recht auf
Schwangerschaftsabbruch sowie die Rechte sexueller

Minderheiten. «Frühere Studien beschränkten
sich meist auf Unterschiede innerhalb eines Landes

- zum Beispiel zwischen den Kantonen in der
Schweiz - und kamen zu keinen schlüssigen
Resultaten», sagt Hug. Die Genfer Forschenden zogen
auch die Einstellung der Bevölkerung zu den
verschiedenen Minderheitenfragen in Betracht - und
durchforsteten dazu Meinungsumfragen aus den
untersuchten Ländern. Sie vermuteten nämlich, dass

die Haltung der Bevölkerung viel entscheidender als

die Staatsform dafür ist, wie restriktiv oder liberal die

Gesetzgebung in einem Land ist.

Vorauseilender Gehorsam

Die Auswertung bestätigte dies. Und sie zeigte, dass

die direkte Demokratie einen anderen Einfluss hat:
Die Forschenden stellten nämlich fest, dass die
Gesetze in direktdemokratischen Staaten näher
bei der durchschnittlichen Meinung der Bevölkerung
liegen. «Die direkte Demokratie arbeitet also nicht
in eine bestimmte Richtung, sie kann sich sowohl
positiv als auch negativ auf Minderheiten
auswirken», sagt Hug. Wenn das Volk in einer Frage
minderheitenfreundlicher ist als das Parlament,
führt dies eher zu einem liberalen Gesetz als in der
indirekten Demokratie. Auf dieselbe Weise bringt
umgekehrt eine restriktive Haltung der Bevölkerung
das Parlament eher dazu, Minderheiten zu
übergehen. Es handle sich vermutlich um einen
indirekten Einfluss, sagt Hug: Regierung und Parlament
orientieren sich - in vorauseilendem Gehorsam -
stärker am Wählerwillen, weil ihnen sonst ein
Referendum droht. Einen direkten Einfluss des Volkes
schliesst Hug aus: Im Bereich der von ihm
untersuchten Themen entstanden Gesetze nämlich kaum
je durch Volksabstimmungen.

Die Schweiz verfolgt übrigens in den von der
Studie untersuchten Bereichen eine minderheitenfreundliche

Politik. Von Staaten ohne direkte Demokratie

abzuheben vermag sie sich damit aber nicht.
Einige dieser Länder haben zwar weniger
Minderheitenschutz, andere aber gleich viel.
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